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			Sorgenvolle Töne zum Nationalfeiertag

			Empfang des österreichischen Botschafters zum 26. Oktober

			Von Marcus Christoph
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			Botschafter Andreas Melán und seine Frau Patricia Melán-Csik beim Empfang zum Nationalfeiertag. (Foto: Christoph)

			Buenos Aires (AT) - Groß war die Freude bei Botschafter Andreas Melán, dass zum ersten Mal seit drei Jahren die Feier zum österreichischen Nationalfeiertag wieder im schönen Garten der Residenz im Stadtteil Belgrano stattfinden konnte. Zahlreiche Gäste aus Politik, Diplomatie, Wirtschaft und Gesellschaft waren der abendlichen Einladung am Mittwoch gefolgt, bei der schließlich auch das Wetter mitspielte.

			Die Österreicher feiern jedes Jahr am 26. Oktober ihren Nationalfeiertag. Das Datum erinnert an den Beschluss der österreichischen Neutralität, der vor 67 Jahren gefasst wurde. Zudem war der 26. Oktober 1955 auch der erste Tag, an dem laut Staatsvertrag keine fremden Truppen mehr auf österreichischem Hoheitsgebiet stehen durften.

			Angesichts der aktuellen Weltlage stimmte Melán bei seiner Rede aber vor allem sorgenvolle Töne an. Denn die Welt habe sich am 24. Februar durch den „grausamen Angriff“ Russlands auf die Ukraine fundamental geändert. „Zum ersten Mal seit vielen Jahren ist der Krieg nach Europa zurückgekehrt“, verdeutlichte der Botschafter. 

			Die Menschen seien verängstigt umso mehr, da der russische Präsident mehrfach mit dem Einsatz von Atomwaffen gedroht habe. „Wir wissen nicht, wohin das Ganze noch führt, und wie es endet“, sagte Melán. Die Sympathie und die Solidarität Österreichs gelte dem bedrängten ukrainischen Volk. „Wir unterstützen es, genauso wie die anderen Länder Europas.“
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			Melán beklagte, dass in der gegenwärtigen Auseinandersetzung auch Ernährung und Energie als Waffen eingesetzt werden. Als weitere Belastung komme in der Folge der gestiegenen Energiepreise auch eine gestiegene Inflation als Problem auf die Menschen zu.

			Letztlich würden die Konsequenzen auch in weit vom Krieg entfernten Ländern wie Argentinien spürbar werden, schätzt der Botschafter. Er äußerte den Wunsch, beim Empfang im kommenden Jahr über „positivere Dinge“ reden zu können.

			Etwas Erfreuliches gab es für Melán aber auch jetzt schon zu berichten. So informierte er darüber, dass in diesem Jahr 800 direkte Nachkommen von Geflüchteten des Holocausts in Argentinien die österreichische Staatsbürgerschaft erhalten haben. Die Bewilligungen erfolgten großzügig und so wenig bürokratisch wie möglich, so der Botschafter. 

			2019 hatten sich alle im österreichischen Nationalrat vertretenen Parteien darauf verständigt, den Zugang zur Staatsbürgerschaft auf die Nachfahren jener Opfer zu erweitern, die Österreich bis zum 15. Mai 1955 verlassen haben. Der neue § 58c Abs. 1a StbG ermöglicht den Nachkommen von Opfern des NS-Regimes, die österreichische Staatsbürgerschaft zu erhalten, ohne dafür ihre bisherige Staatsangehörigkeit aufgeben zu müssen.

			Zwar sind einige Dokumente als Nachweis der Herkunft notwendig. Doch in Abstimmung mit den in österreichischen Archiven tätigen Historikern sei eine zügige und unkomplizierte Bearbeitung möglich, hatte Melán bereits im April dieses Jahres angekündigt.

			Viel Zeit zum Ausruhen nach dem Empfang hatten Melán und sein Team nicht. Bereits am Folgetag stand der Besuch des österreichischen Vize-Außenministers Peter Launsky-Tieffenthal in Buenos Aires auf dem Programm.
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			Mehr Macht und gute Geschäfte für das Militär in Lateinamerika

			Von Andrea Sosa Cabrios

			Die Zeit der blutigen Militärregime in der Region ist vorbei. Doch jetzt dehnen die Streitkräfte ihren Einfluss wieder aus, insbesondere in Mexiko. Menschenrechtsaktivisten sind besorgt.
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			Schwer bewaffnete Soldaten der mexikanischen Marine patrouillieren auf einem Strand. In Lateinamerika umgeben sich einige Staatschefs zunehmend mit Generälen - das lässt gerade in einer Region, die in den 1970er und 1980er Jahren unter blutigen Militärdiktaturen mit Zehntausenden Todesopfern litt, die Alarmglocken schrillen. (Foto: dpa)

			Mexiko-Stadt (dpa) - Feldwebel Bravo sieht imposant aus. Die fünf Meter hohe Werbefigur der Streitkräfte im grünen Flecktarn überragt die Schaulustigen beim Tag der offenen Tür im neuen internationalen Flughafen von Mexiko-Stadt. Doch nicht nur bei der Feier auf dem zivilen Airport nördlich der Millionenmetropole drängt sich das Militär in den Vordergrund.

			Unter Präsident Andrés Manuel López Obrador, der sich selbst als Linker darstellt, hat das Militär so viel Macht erlangt wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Auch andere Staatschefs Lateinamerikas umgeben sich zunehmend mit Generälen - das lässt gerade in einer Region, die in den 1970er und 1980er Jahren unter blutigen Militärdiktaturen mit Zehntausenden Todesopfern litt, die Alarmglocken schrillen.

			Experten kritisieren den Machtzuwachs des Militärs als Gefahr für die Menschenrechte. Die Soldaten sind für Polizeiaufgaben nicht ausgebildet. Unterlagen, die eine Hackergruppe kürzlich erbeutete, belegten nach Angaben der Menschenrechtsorganisation Amnesty International zudem, dass das Militär in Mexiko und Peru Nichtregierungsorganisationen überwacht.
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			In Mexiko fordern gewalttätige Drogenkartelle den Staat heraus. Die Polizei ist gegen die schwerbewaffneten und finanzstarken Kriminellen oft machtlos. Gerade auf lokaler Ebene gilt die Polizei zudem als äußert korrupt. Deshalb stützt sich die Regierung bei der Verbrechensbekämpfung immer stärker auf das Militär. Vor Kurzem verlängerte der Kongress das Mandat der Streitkräfte für die öffentliche Sicherheit bis 2028. Auch die Nationalgarde wurde dem Verteidigungsministerium unterstellt. Damit verfügt das Land mit 128 Millionen Einwohnern auf Bundesebene über keine zivile Polizeibehörde mehr.

			Auch in der Wirtschaft sind die Uniformierten in Mexiko auf dem Vormarsch. Sie verantworten wichtige Infrastrukturprojekte wie eine Bahnstrecke auf der touristischen Halbinsel Yucatán, leiten den Zoll, verwalten Flughäfen und wollen nun auch noch eine eigene kommerzielle Fluglinie gründen. Damit nicht genug: Sie machen auch Jagd auf illegal eingereiste Migranten und impfen die Menschen gegen das Coronavirus.

			“Die Gefahren sind groß. Die mexikanische Regierung behauptet zwar, ihre eigenen Entscheidungen zu treffen. Sie macht allerdings letztlich immer, was das Militär will”, sagt Ana Esther Ceceña vom Lateinamerikanischen Rat für Sozialwissenschaften (Clacso) der Deutschen Presse-Agentur. “Die Streitkräfte haben in Mexiko ein so großes Budget und so viele Funktionen wie nie zuvor. Und mit dem Militär gibt es auch das Problem der mangelnden Rechenschaftspflicht”. Das Projekt des Maya-Zugs in Yucatán, das Umweltschützer kritisieren, sei zudem zu einer Angelegenheit der nationalen Sicherheit erklärt worden. Also: unantastbar.

			Mexiko steht in der jüngsten Entwicklung nicht allein da: Auch in Ländern wie Brasilien, El Salvador, Kuba, Venezuela oder Kolumbien vertrauen die Regierungen dem Militär Aufgaben an, die nicht in seinen eigentlichen Kompetenzbereich fallen. Eine Ausnahme stellt Costa Rica dar: In dem kleinen mittelamerikanischen Land gibt es seit 1948 gar keine Streitkräfte mehr.
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			In Brasilien gilt der rechte Präsident Jair Bolsonaro - selbst Hauptmann der Reserve - als Verehrer der Militärdiktatur (1964-1985). Viele Posten seiner Regierung sind mit Militärs besetzt. Im größten Land Lateinamerikas, das am 30. Oktober in der Stichwahl über Bolsonaros Zukunft im Präsidentenpalast entscheidet, fordern dessen Anhänger unverhohlen einen Militärputsch gegen die unabhängige Justiz.

			Ein fatales Zeichen setze 2020 der populäre konservative Präsident Nayib Bukele in El Salvador. Er ließ bewaffnete Soldaten in der Nationalversammlung aufmarschieren, um die Abgeordneten zur Billigung eines Kredits für seinen Sicherheitsplan zu zwingen. In Kolumbien setzte die vorherige rechte Regierung die Militärs gegen Demonstranten bei Sozialprotesten ein. Nun sollen sie nach dem Wunsch des linken Präsidenten Gustavo Petro zu einer Friedensarmee werden.

			Auch in Kuba sind Uniformen allgegenwärtig. Als Oberbefehlshaber der Revolutionären Streitkräfte trug der 2016 gestorbene Revolutionsführer Fidel Castro in der Öffentlichkeit stets olivgrün. Das Militär spielt weiterhin eine wichtige Rolle bei der Sicherung der Herrschaft der Kommunistischen Partei über den Karibikstaat und ist im mächtigen Politbüro vertreten. Über die Holding Gaesa kontrolliert es außerdem weite Teile der Wirtschaft.

			Die autoritären Regierungen von Nicolás Maduro in Venezuela und Daniel Ortega in Nicaragua halten sich seit Jahren unter anderem mit der Unterstützung des Militärs im Amt. Im Gegenzug für ihre Loyalität erhalten die Streitkräfte weitreichende Befugnisse und Zugang zu lukrativen Geschäftsfeldern.

			Nach Ansicht Ceceñas wächst der Einfluss des Militärs allerdings nicht nur in Lateinamerika. “Der Prozess der Militarisierung nimmt in der Welt zu. Die Regierungen suchen für alles, was geschieht, eine militärische Antwort”, sagt die mexikanische Geopolitik-Expertin. “Ich sehe nirgendwo einen Prozess der Entmilitarisierung und der Einschränkung der Macht des Militärs.”
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			Kontinent in Kürze

			COSTA RICA

			Suche nach abgestürztem Flugzeug 

			Limón - Nach dem Absturz des Privatflugzeugs des deutschen Unternehmers Rainer Schaller vor der Küste von Costa Rica haben die Einsatzkräfte ihre Suche ausgeweitet. In Absprache mit den Behörden des Nachbarlandes sei aus der Luft auch in den panamaischen Gewässern nach Wrackteilen gesucht worden, sagte der Direktor der costa-ricanischen Küstenwache, Martín Arias, am Montag. An Bord der Maschine befanden sich zum Zeitpunkt des Unglücks am vorigen Freitag insgesamt sechs Personen: der McFit-Gründer Schaller, seine Partnerin, die beiden Kinder, ein weiterer Deutscher und der Schweizer Pilot. Die Maschine kam aus Mexiko und war nahe der Karibikküste von Costa Rica ins Meer gestürzt.

			NICARAGUA

			Neue US-Sanktionen

			Washington - Die US-Regierung verhängt erneut Sanktionen gegen Nicaragua. Damit rückt sie unter anderem die Bergbehörde des autoritär geführten Landes in den Fokus. Die Generaldirektion für Bergbau sei ein wichtiger Teil der staatlich kontrollierten Goldgeschäfte in Nicaragua, teilte das US-Finanzministerium am Montag mit. Die Regierung Nicaraguas fülle mit den Einnahmen „ihre eigenen Taschen“. Darüber hinaus erteilte US-Präsident Joe Biden dem Finanzministerium die Befugnis, gegen bestimmte Personen vorzugehen, die im Goldsektor der nicaraguanischen Wirtschaft tätig sind oder waren. Außerdem nehmen die neuen Sanktionen den Handel ins Visier. 

			BRASILIEN 

			„Menina Benigna“ selig gesprochen

			Crato - In Anwesenheit von mehreren Hundert Kirchenvertretern und Tausenden Gläubigen ist in Brasilien die als „Menina Benigna“ bekannte Benigna Cardoso da Silva (1928-1941) selig gesprochen worden. Der Erzbischof der Amazonas-Metropole Manaus, Leonardo Ulrich Steiner, erinnerte bei der Verlesung des Apostolischen Schreibens des Vatikans daran, dass das Mädchen seine Würde mit dem Leben bezahlt habe, wie das brasilianische Nachrichtenportal „G1“ am Montagabend berichtete. Benigna Cardoso da Silva wurde in dem Ort Santana do Cariri am 24. Oktober 1941 ermordet, als sie sich gegen eine Vergewaltigung wehrte. Nach der Tat wurde das Mädchen aus dem Bundesstaat Ceará als Märtyrerin verehrt.
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			KOLUMBIEN 

			Koka-Anbaufläche auf Rekordniveau

			Bogotá/Wien - Der Anbau von Koka in Kolumbien hat einen Rekordwert erreicht. Die Anbaufläche im Land stieg innerhalb eines Jahres um 43 Prozent auf 204.000 Hektar im Jahr 2021, wie aus einer Mitteilung des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC) vor wenigen Tagen hervorging. Das sei ein historischer Höchstwert, hieß es in der Mitteilung. Nach Angaben der UN-Behörde stieg auch das Potenzial für die Kokainproduktion in Kolumbien mit 1400 Tonnen auf einen Höchstwert. Das Potenzial setzt sich aus mehreren Werten, wie der Menge der Koka-Blätter, die pro Hektar geerntet werden kann und der Alkaloid-Menge, zusammen. 

			MEXIKO

			Zwei Tote bei Hurrikan „Roslyn“ 

			Tepic - Zwei Menschen sind in Folge von Hurrikan „Roslyn“ im mexikanischen Bundesstaat Nayarit ums Leben gekommen. Ein Mann und eine Frau seien in unterschiedlichen Ortschaften von herabstürzenden Teilen erschlagen worden, sagte der Zivilschutz-Chef des Bundesstaats, Héctor Núñez, dem Sender Foro TV am Sonntagabend. Zudem habe „Roslyn“ erhebliche Schäden an Häusern und Siedlungen hinterlassen, viele Bäume seien umgestürzt. Viele Einwohner seien zeitweise komplett ohne Strom gewesen. Der Hurrikan war am Sonntag nahe der Ortschaft Santa Cruz an Mexikos Pazifikküste auf Land getroffen und als Wirbelsturm der Stufe drei von fünf mit Böengeschwindigkeiten von bis zu 240 Stundenkilometern Richtung Nordosten ins Landesinnere gezogen. 

			HAITI

			Ende der Gewalt gefordert

			New York/Port-au-Prince - Der UN-Sicherheitsrat hat ein Ende der eskalierenden Gewalt in Haiti gefordert. Zudem verhängte das mächtigste Gremium der Vereinten Nationen eine Reihe von Sanktionen gegen den einflussreichen Bandenführer Jimmy „Barbecue“ Chérizier. Unter anderem sollen die UN-Mitgliedstaaten ihn mit einem Einreiseverbot belegen und seine Vermögenswerte einfrieren, wie es in der am vorigen Freitag verabschiedeten Resolution hieß. Mit seiner Bande G9 blockierte der ehemalige Polizist zuletzt das größte Treibstoff-Terminal von Haiti und verschärfte damit die humanitäre Krise in dem bitterarmen Karibikstaat. (dpa/mc)
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			Neuer britischer Premier

			Sunak setzt mit neuem Kabinett erste Akzente
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			Der britische Premier Rishi Sunak verspricht mehr Integrität und Stabilität. (Foto: dpa)

			London (dpa) - Der neue britische Premier Rishi Sunak will sich mit einem Kabinett aus Unterstützern und Vertretern anderer Parteiflügel breite Unterstützung in der gespaltenen konservativen Partei sichern. Während Finanzminister Jeremy Hunt und Wirtschaftsminister Grant Shapps für Stabilität in der Wirtschaft und an den Finanzmärkten sorgen sollen, gilt die erneute Einberufung von Suella Braverman als Innenministerin als Zugeständnis an den rechten Rand der Partei.

			Therese Coffey - die engste Verbündete von Truss - sitzt als neue Umwelt- und Landwirtschaftsministerin an Sunaks Kabinettstisch. Mit Ben Wallace, der Verteidigungsminister bleibt, gehört auch ein enger Verbündeter von Ex-Premier Boris Johnson der neuen Regierung an.

			Sunak macht mit den am Dienstag verkündeten Personalien auch klar, dass er am rechtskonservativen Kurs der Tories festhalten wird. Braverman steht für eine extrem harte Einwanderungspolitik und will über den Ärmelkanal auf Schlauchbooten ankommende Migranten so schnell wie möglich nach Ruanda ausfliegen. Die als „Kriegerin der Kulturkämpfe” bekannte Kemi Badenoch ist Ministerin für Frauen und Gleichstellung. Dominic Raab, der als enger Sunak-Verbündeter und Vize-Premier ins Justizministerium zurückkehrt, stand wegen seines Vorhabens in der Kritik, mit einer sogenannten Bill of Rights den Einfluss der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte auf die britische Gesetzgebung zu verringern.
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			Die renommierte britische Menschenrechtsanwältin Jessica Simor twitterte, „ein kurzer Moment der Hoffnung” liege schon wieder in Trümmern. „Sie zerstören alles, was in diesem Land gut ist und machen alles, das schlecht ist, noch schlimmer”, schrieb Simor mit Blick auf die seit zwölf Jahren in Großbritannien regierenden Tories.

			Sunak selbst kündigte am Dienstag hingegen an, seine Regierung werde nach den Fehlern und dem Chaos seiner Vorgänger-Regierung Integrität, Professionalität und Verantwortung zeigen.

			Sunak war von König Charles III. mit der Bildung einer neuen Regierung beauftragt worden. Er ist bereits der dritte Premierminister binnen zwei Monaten, nachdem seine Vorgängerin Liz Truss mit ihren radikalen Wirtschaftsreformen nach nur rund sechs Wochen gescheitert und schließlich zurückgetreten war. Sunak gilt hingegen als „ruhige Hand”.

			Er hatte sich bereits im Sommer um die Nachfolge von Premier Boris Johnson beworben, aber gegen Truss verloren. Ihre Wirtschaftspläne hatte er damals scharf kritisiert - und behielt Recht.

			Auf den verheirateten Vater zweier Töchter warten erhebliche Probleme. Er muss das Vertrauen der Märkte zurückgewinnen. Das trauen ihm Analysten zu. Schwieriger dürfte es werden, seine zuletzt tief zerstrittene Konservative Partei wieder zu einen.

			Die Opposition kritisiert, dass Sunak bereits der zweite konservative Premier in Folge sei, der nicht mit einer Parlamentswahl ins Amt kam und fordert Neuwahlen. Die Tories machen geltend, dass die Partei und nicht ein Politiker von den Wählern das Mandat erhalten habe. Umfragen sehen die Konservativen weit abgeschlagen hinter der größten Oppositionspartei Labour.
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			Landesweite Proteste im Iran

			40 Tage nach Tod von Mahsa Amini
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			Die Demos gehen weiter. (Foto: dpa)

			Teheran (dpa) - 40 Tage nach dem Tod der jungen iranischen Kurdin Mahsa Amini sind im Iran Menschenmassen auf die Straßen gegangen. In ihrer Heimatstadt strömten Menschen entlang einer Hauptstraße zum Grab, wie die Zeitung „Hammihan” berichtete. Im Iran wird nach dem Tod eines Familienmitglieds traditionell 40 Tage lang getrauert. Zuvor hatten Aktivisten anlässlich des Trauertags zu landesweiten Protesten aufgerufen. In der Hauptstadt Teheran gingen Sicherheitskräfte mit Tränengas gegen eine Demonstration von Ärzten vor.

			Die Mediziner demonstrierten am Mittwoch gegen die Präsenz von Sicherheitskräften in den Kliniken, wo auch Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Proteste behandelt werden. Die Lage in Teheran war angespannt. Vielerorts riefen Demonstranten auch Slogans, die gegen die Islamische Republik gerichtet waren.

			Auslöser der systemkritischen Massenproteste im Iran war der Tod der 22 Jahre alten iranischen Kurdin Mahsa Amini. Die Sittenpolizei hatte sie festgenommen, weil sie gegen die islamischen Kleidungsvorschriften verstoßen haben soll. Seit ihrem Tod demonstrieren landesweit Tausende gegen den repressiven Kurs der Regierung sowie das islamische Herrschaftssystem. Mehr als zehntausend Menschen wurden im Zusammenhang mit Protesten nach Angaben von Menschenrechtlern verhaftet, mindestens 240 getötet.
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			Auch an Universitäten im Iran setzten Studentinnen und Studenten Protestaktionen fort. In Teheran und anderen Landesteilen gab es an den Hochschulen auch Auseinandersetzungen mit Sicherheitskräften, die gewaltsam vorgingen, wie auf Videos in sozialen Netzwerken zu sehen war.

			Wegen des harten Vorgehens der iranischen Behörden gegen die dortige Protestbewegung verschärft Deutschland den Kurs gegen Teheran. Es könne kein „Weiter so” in den bilateralen Beziehungen geben, teilte Außenministerin Annalena Baerbock (Grüne) am Mittwoch in einer Presseerklärung mit. Über die auf EU-Ebene beschlossenen Sanktionen hinaus sollen demnach zusätzliche nationale Einreisebeschränkungen verhängt werden. Die ohnehin eingeschränkten Wirtschaftskontakte sollen weiter reduziert werden, auch mit Blick auf noch bestehende Geschäftsbeziehungen iranischer Banken.

			Unterdessen reagierte der Iran auf Strafmaßnahmen gegen das Land und setzte europäische Politiker und Einrichtungen auf eine Sanktionsliste. Bereits vor rund einer Woche hatte der Iran mehr als ein Dutzend britische Personen und Einrichtungen auf eine Terrorliste gesetzt. Der Iran wirft den Einrichtungen und Personen „Unterstützung von Terrorismus” vor.
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			Weltnachrichten

			CHINA

			Dritte Amtszeit 

			Peking - Chinas Staats- und Parteichef Xi Jinping hat seine Macht gefestigt und Gefolgsmänner um sich geschart. Auf seiner ersten Plenarsitzung bestätigte das neue Zentralkomitee der Kommunistischen Partei den 69-Jährigen in Peking für eine dritte fünfjährige Amtszeit als Generalsekretär und Chef der Militärkommission. Der Parteikongress hatte zum Abschluss seiner einwöchigen Sitzung das Gedankengut von Xi Jinping für den „Sozialismus chinesischer Prägung in einer neuen Ära” und seine dauerhafte Führungsrolle tief in der Parteiverfassung verankert. Ausländische China-Experten warnten einhellig, dass künftig noch mehr Ideologie statt Pragmatismus, mehr Abschottung statt Globalisierung und weniger Widerspruch oder interne Debatten zu erwarten seien, weil vor allem Loyalität gefordert werde. Dem siebenköpfigen Ständigen Ausschuss gehören neben Xi Jinping unverändert der Chef der mächtigen Disziplinkommission, Zhao Leji (65), und der Chefideologe Wang Huning (67) an. 

			MYANMAR 

			Dutzende Tote bei Luftangriff 

			Yangon - Das Militär in Myanmar hat bei einem Luftangriff auf ein Konzert im Kachin-Staat im Norden des Landes mindestens 60 Menschen getötet. Mit dem Konzert in der Gemeinde Hpakant Township wollten die Teilnehmer den 62. Jahrestag der Gründung der Unabhängigkeitsorganisation Kachin Independence Organisation (KIO) feiern, die sich für die Rechte der myanmarischen Volksgruppe der Kachin einsetzt. Lokalen Nachrichtenberichten zufolge wurde der Angriff mit drei Maschinen des myanmarischen Militärs durchgeführt. „Unsere Leute haben einfach ein Konzert für eine ethnische Gedenkveranstaltung genossen, aber das Militär hat trotzdem angegriffen”, sagte Aung Hein Min, ehemaliger Abgeordneter von Hpakant Township. Seit einem Militärputsch am 1. Februar 2021 versinkt das frühere Birma in Chaos und Gewalt. Die Junta regiert mit eiserner Faust und unterdrückt jeden Widerstand. Die Kachin Independence Organisation kämpft seit Jahrzehnten gegen das Militär und unterstützt die Putsch-Gegner.

			ITALIEN 

			Kampf gegen Migranten

			Rom - Italiens neue Ministerpräsidentin Giorgia Meloni hat eine nationalistische Politik in dem Mittelmeerland angekündigt. In ihrer ersten Regierungserklärung im Parlament sagte die Parteichefin der rechtsradikalen Fratelli d‘Italia: „Wir wollen aus dieser Nation die besten Energien freisetzen und allen Italienern eine Zukunft mit mehr Freiheiten, Gerechtigkeit, Wohlstand und Sicherheit geben.” Meloni unterstrich den Willen der Rechtskoalition, Migranten über das Mittelmeer von den Küsten Süditaliens fernzuhalten und deren Boote schon bei der Abfahrt aus Afrika zu blockieren. Dort sollten Zentren eingerichtet werden, in denen geprüft wird, wer übersetzen darf. Der Ukraine sagte Meloni weiter die volle Unterstützung Italiens zu. Der ukranische Präsident Wolodymyr Selenskyj, der mit Meloni telefoniert hatte, äußerte sich in einem Zeitungsinterview optimistisch zur die Zusammenarbeit.
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			ISRAEL/ LIBANON

			Historisches Abkommen 

			Tel Aviv/Beirut - Israel und der Libanon haben nach jahrzehntelangem Streit ein Abkommen zur gemeinsamen Seegrenze im Mittelmeer unterzeichnet. Die Dokumente wurden auf einem Stützpunkt der Vereinten Nationen in Nakura im Süden des Libanons dem US-Vermittler Amos Hochstein übergeben. Zuvor hatte die israelische Regierung das Abkommen verabschiedet. Lapid erklärte: „Es kommt nicht jeden Tag vor, dass ein feindliches Land den Staat Israel in einem schriftlichen Abkommen vor der internationalen Gemeinschaft anerkennt.” Offiziell befinden sich die beiden Nachbarn im Krieg. Mit der Einigung geht ein langer Streit über eine Meeresfläche vor der Küste zu Ende, der sich nach der Entdeckung großer Mengen Erdgas nochmals verschärft hatte. Dem wirtschaftlich angeschlagenen Libanon soll durch das Abkommen die Erschließung des Offshore-Gasfeldes Kana ermöglicht werden. Wie viel Gas dort tatsächlich gefördert werden kann, ist noch unklar. 

			SLOWAKEI 

			Stichwahl

			Ljubljana - Bei der ersten Runde der Präsidentenwahl in Slowenien hat am Sonntag keiner der sieben Kandidaten eine absolute Mehrheit erreicht. Deshalb wird am 13. November eine Stichwahl zwischen dem Konservative Anze Logar und der parteilosen Rechtsanwältin und Menschenrechtsaktivistin Natasa Pirc Musar notwendig. Logar, ein Parteifreund des abgewählten Ministerpräsidenten Janez Jansa, lag mit 33,92 Prozent der Stimmen in Führung, gefolgt von Musar mit 26,89 Prozenten. Pirc Musar betonte, es sei höchste Zeit, dass Slowenien eine Frau als Staatsoberhaupt bekomme. Seit Jahrzehnten engagiere sie sich für die Rechte nicht-heterosexueller Menschen. Der in Führung liegende Logar versprach am Wahlabend unter anderem „null Toleranz gegenüber Korruption”. 

			UNGARN 

			Demonstrationen gegen Schulpolitik

			Budapest/Zalaegerszeg - Zehntausende Ungarn haben am Sonntag in Budapest gegen die Schulpolitik der Regierung des Rechtspopulisten Viktor Orban demonstriert. Sie verlangten unter anderem eine bessere Bezahlung der Lehrer, ideologiefreie Lehrpläne sowie ein Streikrecht für Lehrer. Während der letzten Wochen hatte es nach Angaben der Lehrergewerkschaft landesweit 147 Lehrerproteste in 61 Ortschaften gegeben. Orban will nach eigenem Bekunden Gesellschaft und Kultur in Ungarn auf eine neue „christliche und nationale Grundlagen” stellen. Gewöhnlich wird der 23. Oktober mit großen Kundgebungen der Regierung in Budapest gefeiert, mit einer Festrede des Regierungschefs. Dies blieb diesmal aus. Stattdessen nahm Orban im westungarischen Zalaegerszeg an einer Feier zum Gedenken an den Beginn des antistalinistischen Aufstands von 1956 teil - streng abgeschirmt und vor geladenen Gästen. (dpa)
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			Wirtschaft in Kürze
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			Geschäftsnachrichten

			Ledesma

			Diese mit Abstand größte Zuckerfabrik, die weitgehend eigenes Zuckerrohr verarbeitete, in der Provinz Jujuy liegt, und auch Papier aus Bagasse (Abfall des Zuckerrohrs), Alkohol, Ethanol, Zitrusfrüchte u.a. Produkte erzeugt, hat jetzt den Ausbau ihrer Zelluloseabteilung in Angriff genommen, um Behälter für Nahrungsmittel herzustellen, die die traditionellen aus Kunststoff ersetzen und keine Belastung für die Umwelt darstellen, weil die Pappe sich zersetzt und zu Erde wird. Dabei ist eine Investition von u$s 10 Mio. vorgesehen, die auch ein neues Fabrikgelände einschließt. Es ist vorgesehen, 50 Mio. Teller und Schüsseln aus Zellulose pro Jahr herzustellen.

			Harz Energy

			Dieses Unternehmen, das zum Neuss-Konzern gehört, hat zwei Solaranlagen für Stromerzeugung in Córdoba errichtet, in Verbindung mit Moulin Energy und China National Building Materials. Insgesamt sollen diese Anlagen 128.000 MWSt. Strom pro Jahr liefern. Es handelt sich um eine Investition von u$s 78 Mio.

			Schneider Electric

			Die lokale Filiale dieses französischen Unternehmens, das Anlagen für die Stromwirtschaft erzeugt und 20021 einen weltweiten Umsatz von u$s 29 Mrd. erzielte, hat eine Investition von u$s 5 Mio. im ersten Quartal 2023 bekanntgegeben, um die Fabrik in der Ortschaft Florida, bei der Bundeshauptstadt, auf eine völlig neue Fabrik in General Pacheco zu übertragen, die eine Fläche von 10.000 qm bedeckt. Die neue Fabrik wird ab März 2023 Zellen für mittlere Spannung mit einer neuen umweltfreundlichen Technologie erzeugen, die auch für den Export bestimmt sind. Die lokale Geschäftsführerin der Firma, Paula Altvilla, die auch für Uruguay und Paraguay zuständig ist, gab dies im Rahmen des „Innovation Summit Argentina 2022“ bekannt.

			Farmacity

			Diese Firma, die eine bedeutende Kette von großen Apotheken mit Selbstbedienung betreibt, hat diese Woche ihr 25-jähriges Bestehen gefeiert, das mit einer ersten Apotheke in der Straße Lavalle begann. Heute betreibt das Unternehmen 322 Lokale in der Bundeshauptstadt und 15 Provinzen. In der Provinz Buenos Aires wurde Farmacity nicht zugelassen, weil der Verband der Apotheker ein Verbot für Pharmaketten durchgesetzt hat. Dort gilt die Deregulierung nicht, die Cavallo 1991 verfügt hat, die auch das Verbot aufhob, eine Apotheke in der Nähe einer schon bestehenden zu errichten. Farmacity umfasst außerdem noch Verkaufsketten für andere Produkte. The Food Market verkauft gesunde Nahrungsmittel, Get the look Pordukte der Kosmetik und Simplicity Produkte für die Körperpflege und den Haushalt. Insgesamt beschäftigt der Konzern 7.301 Personen. Farmacity zählt mit 15 eigenen Marken, die sich auf 2.500 Produkte beziehen, die in den meisten Fällen von 70 kleinen und mittleren lokalen Unternehmen erzeugt werden.
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